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Unter falscher Flagge

Gegen die Colectivos: Kriminalisierung einer Volksbewegung

Mit Lügen bereiten die USA einen Krieg gegen Venezuela vor. Neuer Vorwurf: Caracas 
unterstützt die Antifa. Von José Negrón Valera, Caracas

Seit US-Präsident Donald Trump 
am 11. August öffentlich erklär-
te, dass er eine »militärische 

Option« gegen Venezuela nicht aus-
schließen wolle, wird diskutiert, wel-
ches Szenario zu einer Intervention in 
dem südamerikanischen Land führen 
könnte. Der Journalist Richard Peñal-
ver geht im Gespräch mit junge Welt 
etwa davon aus, dass Washington in der 
Lage sei, sich auf gefälschte Beweise 
oder eine »False-Flag-Operation« zu 
stützen, um den UN-Sicherheitsrat zu 
überrollen und Regierungen der Regi-
on zu einem Angriff auf Venezuela zu 
bewegen.

Auffällig waren bereits in den ver-
gangenen Monaten Parallelen zwi-
schen den Ereignissen in Syrien und 
in Venezuela. So wurde am 4. April 
über einen Angriff mit Sarin-Gas auf 
die Zivilbevölkerung in der syrischen 
Provinz Chan Scheichun berichtet, und 
die von Großbritannien aus arbeitende 
»Syrische Beobachtungsstelle für Men-
schenrechte« bezichtigte umgehend 
die Regierung von Staatschef Baschar 
Al-Assad. Der Sprecher des russischen 
Verteidigungsministeriums, Igor Kona-
schenkow, machte damals darauf auf-
merksam, dass die einzigen Belege für 
den angeblichen Angriff Videos seien, 
die von den »Weißhelmen« produziert 
wurden. Diese Gruppe, die nach ei-
gener Darstellung Verletzte aus dem 
Kriegsgebiet rettet, wurde 2013 in der 
Türkei gegründet und wird von Kriti-
kern nicht als humanitäre Hilfsorgani-
sation, sondern als Propagandaapparat 
gegen die syrische Regierung wahrge-
nommen.

In Venezuela entstand während der 
oft gewaltsamen Straßenproteste gegen 
die Regierung von Präsident Nicolás 
Maduro eine Gruppe »Grünes Kreuz«, 
die das Beispiel der syrischen »Weiß-
helme« kopierte. Sie machten es sich 
zur Aufgabe, militanten Regierungs-
gegnern zu helfen, wenn diese bei den 
Auseinandersetzungen mit den Sicher-
heitskräfte verletzt wurden. Ebenso 
wie die »Weißhelme« wurden auch die 
Aktivisten vom »Grünen Kreuz« inter-
national in den Medien gefeiert, etwa 
von der New York Times, der Nachrich-
tenagentur Reuters oder dem ZDF.

Wenige Tage nach den Giftgasmel-
dungen aus Syrien verbreitete der vene-
zolanische Oppositionspolitiker David 
Smolansky, damals Bürgermeister des 
Nobelbezirks El Hatillo in Caracas, am 
8. April über Twitter die alarmierende 

Meldung, Nicolás Maduro »beginnt, 
Chemiewaffen einzusetzen, wie es in 
Syrien geschieht«. Der Präsident wies 
das sofort zurück und warf Smolansky 
vor, den Vorwand für eine ausländische 
Militärintervention liefern zu wollen.

Inzwischen haben sich nach Ansicht 
Peñalvers drei Stränge entwickelt, mit 
denen die venezolanische Regierung 
in den Medien attackiert wird. Die ers-
te lautet, dass Caracas »Terroristen« 
beherberge. So verkündete CIA-Di-
rektor Mike Pompeo kurz nach den 
Interventionsdrohungen Trumps über 
Venezuela: »Die Kubaner sind dort, die 
Russen sind dort, die Iraner, die His-
bollah sind dort. Das ist etwas, dass die 
Gefahr birgt, zu einem sehr bösen Ende 
zu kommen. Deshalb muss Amerika 
das sehr ernst nehmen.« Parallel dazu 
wurden in den letzten Tagen im Inter-
net Fotos verbreitet, die am Flughafen 
Maiquetia von Caracas aufgenommen 
worden sein sollen und offenbar ara-
bische Scheichs mit großem Gepäck 
zeigen.

Als zweite Argumentationslinie 
dient ein Memorandum der Nationalen 
Sicherheitsagentur (NSA) der USA, in 
dem über ein Mordkomplott gegen den 
republikanischen Senator Marco Ru-
bio spekuliert wird. Die Tageszeitung 
Miami Herald schrieb am 13. August 

unter Berufung auf dieses Dokument, 
Diosdado Cabello, einer der wichtigs-
ten Repräsentanten der Bolivarischen 
Revolution Venezuelas, habe »nicht nä-
her spezifizierte mexikanische Staats-
bürger« kontaktiert, damit diese Rubio 
ermorden sollten. Dieser ist einer der 
US-Politiker, die am aggressivsten ge-
gen Venezuela hetzen und unter ande-
rem Cabello sowie Vizepräsident Tarek 
El Aissami beschuldigt, Verbindungen 
zu Drogenkartellen zu unterhalten. Be-
weise legte Rubio dafür bis heute nicht 
vor.

Eine dritte Geschichte könnte der 
Trump-Administration ebenfalls dazu 
dienen, die Öffentlichkeit in den USA 
von der Notwendigkeit eines Angriffs 
auf Venezuela zu überzeugen. Es geht 
um die angebliche Unterstützung der 
nordamerikanischen Antifa durch Ca-
racas.

Vor allem seit den Ereignissen in 
Charlottesville, wo sich Antifaschis-
ten einem Aufmarsch von Neonazis 
entgegenstellten und die 32jährige 
Heather Heyer von einem Rassisten 
getötet wurde, kursieren in den »sozia-
len Netzwerken« Meldungen, nach de-
nen US-amerikanische Linksradikale 
in Venezuela ausgebildet würden. Am 
18. August hieß es zum Beispiel auf 
der ultrarechten Internetseite »What 

Does It Mean«, es gebe »Beweise, dass 
eine linke kommunistische amerikani-
sche Terrororganisation mit dem Na-
men ANTIFA Hunderte ihrer Kräfte 
in Venezuela trainiert«. Auch in den 
»sozialen Netzwerken« und auf der 
Videoplattform Youtube werden Dar-
stellungen verbreitet, in denen die so-
genannten Colectivos der Ausbildung 
nordamerikanischer Antifas bezichtigt 
werden. »In einer Welt, in der das Post-
faktische regiert und man keine Bewei-
se für militärische Aggressionen mehr 
braucht, sollen solche meist anonymen 
und fragmentierten Darstellungen nach 
und nach den Eindruck erwecken, dass 
Venezuela das neue Afghanistan ist, 
eine Maschine zum Export von Terro-
risten, die in den USA Chaos verbrei-
ten sollen«, warnt Peñalver. So wurde 
ein auf Youtube eingestelltes Video, 
in dem behauptet wird, dass Trump 
bereits die NATO gegen die Antifa mo-
bilisiert habe, bereits fast 50.000 Mal 
aufgerufen.

Es komme nun darauf an, so Peñal-
ver, ob die Weltöffentlichkeit im Fall 
Venezuela einen erneuten Betrug zu-
lässt oder ob sie endlich damit beginnt, 
die Behauptungen der USA zurückzu-
weisen, mit denen Washington überall 
auf der Welt immer neue Kriege pro-
voziert.

Im Jahr 2001 unternahm der dama-
lige Präsident Hugo Chávez einen 
ersten Versuch, die sozialen Bewe-

gungen Venezuelas in einer zentralen 
Struktur zusammenzufassen, und rief 
die »Bolivarischen Zirkel« ins Leben. 
Der Journalist Guillermo García Pon-
ce, damals Mitglied des Politischen 
Kommandos der Revolution, erklärte 
in diesem Zusammenhang, dass die 
Aufgabe dieser Zirkel sei, »das gesell-
schaftliche Bewusstsein zu stärken, 
revolutionäre Kader auszubilden und 
sich für die Einhaltung der partizipa-
tiven Demokratie einzusetzen«. Die 
rechte Opposition reagierte darauf 
sofort mit einer umfassenden Propa-
gandakampagne, deren Höhepunkt 
im April 2002 erreicht wurde, als die 

Privatsender »Bolivarische Zirkel« für 
die gewaltsamen Auseinandersetzun-
gen im Zentrum der Hauptstadt Cara-
cas verantwortlich machten, die den 
Putschisten als Vorwand für ihren – 
innerhalb von 48 Stunden vereitelten – 
Staatsstreich gegen Chávez dienten.

Im Laufe der Zeit veränderten die 
»Bolivarischen Zirkel« ihre Form und 
wurden zu Strukturen, über die sich 
die Bevölkerung an den neuen Mög-
lichkeiten der politischen Partizipation 
beteiligte. Es entstanden Komitees für 
die Trinkwasserversorgung, für urbane 
Landwirtschaft, für die Gesundheits-
versorgung und andere. Schließlich 
wurden die Basisgruppen zum Beispiel 
als Kommunale Räte Bestandteil der 
venezolanischen Institutionen.

Ab 2014 begann allerdings die ultra-
rechte Partei Voluntad Popular (Volks-
wille) damit, alle diese Basisstrukturen 
unter dem Begriff »Colectivos« (Kol-
lektive) zu verteufeln. Wieder wurden 
und werden sie für die Gewalt verant-
wortlich gemacht, mit der die Rechte 
im Frühjahr 2014 – ähnlich wie 2017 – 
versuchte, den Sturz von Präsident Ni-
colás Maduro zu provozieren. Dieser 
warnte damals in einer Fernsehanspra-
che, die Kampagne gegen die »Colecti-
vos« solle der Welt weismachen, »dass 
ich paramilitärische Gruppen habe, die 
unschuldige Zivilisten töten«. Ziel sei 
es, »mir einen internationalen Prozess 
zu machen, mich zu verhaften und 
nach Guantánamo zu bringen«.

Bis heute konzentriert sich die inter-

nationale Medienkampagne vor allem 
auf die Verbindungen, die es zwischen 
den Basisgruppen und den venezola-
nischen Streitkräften gibt. Dabei wird 
allerdings unterschlagen, dass unter 
Chávez eine neue Doktrin eingeführt 
wurde, nach der die »Unidad Cívico-Mi-
litar«, die Einheit von Militär und Zivil-
bevölkerung, ein wichtiger Bestandteil 
der nationalen Verteidigung ist. Aus 
diesem Grunde wurde unter anderem 
die Bolivarische Miliz gebildet, deren 
Kämpfer im Hinterland gemeinsam mit 
den Soldaten und immer entsprechend 
der geltenden Gesetze die Souveränität 
des Landes verteidigen.

Dagegen wird auch in Europa ge-
hetzt. Die Welt etwa nannte die »Co-
lectivos« im Mai »die Mörderbanden 

des Präsidenten«, die Neue Zürcher 
Zeitung warnte vor »regierungsnahen 
Schlägertrupps«. Doch die Basisgrup-
pen sind ein aktiver Teil des politischen 
und gesellschaftlichen Lebens in Ve-
nezuela. So betonte Gustavo Gómez 
schon 2014 im Internetportal Misión 
Verdad, die Colectivos seien »Tausende 
Kommunen, Tausende Kommunale 
Räte, Hunderte Basisorganisationen. 
Wir sind Colectivos in der Form 
unzähliger Volksbewegungen und 
Widerstandsgruppen von Bauern und 
Arbeitern, Kulturvereinigungen, Stu-
denten- und Nachbarschaftsgruppen, 
Motorradfahrern und Sportlern.« Die 
Colectivos setzen also um, was einst 
Hugo Chávez unterstrich: »Nur das 
Volk rettet das Volk!« José Negrón Valera

Feindbild der Rechten: Die Mitglieder der Colectivos, von denen viele der Linkspartei Tupamaros angehören
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USA  
Sanktionen gegen 
Venezuela
US-Präsident Donald Trump hat 

am Freitag (Ortszeit) ein Dekret 

unterzeichnet, durch das Sank-

tionen gegen den staatlichen 

venezolanischen Erdölkonzern 

PDVSA verhängt werden. Die 

 Exekutivorder verbietet den 

Erwerb von neuen Anleihen der 

venezolanischen Regierung und 

Geschäfte mit PDVSA. Dadurch 

soll das Land wirtschaftlich 

stranguliert werden, denn Vene-

zuela ist von den Einnahmen aus 

seinen Ölexporten abhängig.

Mit der Begründung, »Schaden 

von den Bürgern Venezuelas und 

der USA abwenden« zu wollen, 

gestattete Trump für die nächs-

ten 30 Tage einige Transaktionen, 

um laufende Geschäfte abzu-

schließen. Außerdem bleiben die 

Aktivitäten der Tankstellenkette 

Citgo von den Sanktionen ausge-

nommen. Das Tochterunterneh-

men von PDVSA betreibt in den 

USA rund 6.000 Tankstellen und 

drei Erdölraffinerien.

»Diese Maßnahmen sind 

ausgewogen, um die Diktatur 

Maduros von einer grundlegen-

den Finanzierungsquelle für 

den Unterhalt seiner illegitimen 

Regierung abzuschneiden, das 

US-Finanzsystem davor zu 

schützen, zum Komplizen der 

Korruption in Venezuela und der 

Verarmung seiner Bevölkerung zu 

werden, und zugleich humanitäre 

Unterstützung zu ermöglichen«, 

heißt es in der Erklärung des Wei-

ßen Hauses.

Tatsächlich jedoch sind die 

USA zu solchen Ausnahmen 

gezwungen, denn sie brauchen 

den Treibstoff aus Venezuela. 

Die Raffinerien in den Vereinig-

ten Staaten sind zumeist auf 

die Eigenschaften des venezo-

lanischen Erdöls ausgerichtet 

und können nicht kurzfristig auf 

anderes, zum Beispiel aus Sau-

di-Arabien, umgestellt werden. 

Bei einem Wegfall der Importe 

aus Venezuela drohen steigende 

Benzinpreise.

Venezuelas Präsident Nicolás 

Maduro kündigte bereits an, dass 

man schon neue Käufer habe. 

Erdölminister Eulogio del Pino 

hatte sich erst in der vergange-

nen Woche mit dem Präsidenten 

des russischen Erdölkonzerns 

Rosneft getroffen, um über einen 

weiteren Ausbau der Beziehun-

gen zu sprechen.

 Modaira Rubio, Caracas


